
Für das Nachschlagewerk ! 
Für die Fachpresse !
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein

43

Gesetz; LohnFG § 1; BUrlG §§ 1, 9

JL ) Urlauhsansprüche können nicht vor Beginn
des Urlaubsjahres^ auf das sie entfallen,, 
rechtsx^irksam erfüllt werden (kein Urlaub 
"im Vorgriff").

2) § 9 BUrlG gilt auch,, wenn der Urlaub im 
Zusammenhang mit Betriebsferien gewährt 
Wird»

3) Erkrankt ein Arbeiter während allgemeiner
Betriebsferien,, so hat er für die Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit unter den Regelvor­
aussetzungen des § 1 LohnFG Anspruch auf 
Lohnfortzahlungo

Aktenzeichen; 5 AZR 357/71
Urteil des BAG vom 160 März 1972 LAG Baden-Württemberg

( Mannheim)
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435 AZR 357/71■ 1 **1" mm o r » »  «« SS-.ew.w fc* mm- am*

6 Sa 43/71 Baden-Württe
(Mannheim)

Verkündet am
IfLMIfl 1972
jd t.W eisrid iAmtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 3= Februar 1972 durch den 
Senatspräsidenten Dr„ Schröder, die Bundesrichter Siara 
und Bichler sowie die Bundesarbeitsrichter Keller und 
Schleinkofer für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg 
vom 30o Juli 1971 - 6 Sa 43/71 - aufgehoben^ 
soweit es der Klage stattgegeben hato
Der Rechtsstreit wird insoweit zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung^ auch über die 
Kosten der Revision,, an das Landesarbeitsge­
richt zurückverwiesen„

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
-  2 -
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Der Kläger ist bei der Beklagten gegen einen Stunden­
lohn von 6,o9 DM als Arbeiter beschäftigt. In den Jahren 
vor l97o war der Betrieb der Beklagten zwischen Weihnachten 
und Neujahr geschlossen; die ausfallende Arbeitszeit wurde 
vorgearbeitet bzw„ nachgeholt„

Im Herbst l97o mußte wegen der Auftragslage bei der Be­
klagten an Kurzarbeit bzw. an Entlassungen gedacht werden.
Die Möglichkeit, die ausfallende Arbeitszeit zwischen Weih­
nachten und Neujahr durch Vorarbeit auszugleichen, kam für 
197o nicht in Betracht. Am l7o November l97o schlossen da­
her Geschäftsleitung der Beklagten und der Betriebsrat fol­
gende Betriebsvereinbarung wegen der Regelung der Arbeits­
zeit zum Jahresende ab;

'’Arbeitszeitregelung zum Jahresende 
Auf Grund der allgemeinen betrieblichen Situation 
unter Berücksichtigung noch vorhandenen Restur­
laubs ... wird die Arbeitzeit wie folgt festge­
legt %
Betrieb und Verwaltung in Heidelberg und Neunkirchen 
beenden am 18. Dezember 197o, 15j>45 Uhr die Arbeit 
und nehmen sie am 4. Januar 1971* 7<>00 Uhr wieder auf.
Ausgenommen sind lediglich Mitarbeiter zur Inventur ... 
Soweit Mitarbeiter nicht mehr ausreichend alten Ur­
laub haben, wird Urlaub im Vorgriff auf das Jahr 1971 
gewährt. Palls dann bei solchem Vorgriff der noch ver­
bleibende restliche Urlaubsanspruch nicht ausreicht, 
um zusammenhängenden Erholungsurlaub zu nehmen, können 
diese Mitarbeiter dann unbezahlten Urlaub in gleicher 
Höhe erhalten oder die fehlenden Urlaubstage evtl, 
durch Überstunden ausgleichen.
Durch diese Arbeitszeitregelung hat jeder Mitarbeiter 
über das Jahresende eine zusammenhängende Erholungs- 
zeit von zwei Wochen."

Am 21. Dezember l97o erkrankte der Kläger an einer fieb­
rigen Grippe; er war deshalb bis zum 29. Dezember 197o ar­
beitsunfähig krank; -Für die•Zeit der Arbeitsunfähigkeit zahlte 
die Beklagte dem Kläger nich*t den Arbeitslohn weiter, sondern 
vergütete ihm für acht Urlaubstage den Betrag von 4j59;> 28 DM 
und zahlte ihm weiter ein tarifvertragliches zusätzliches
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- 3 - 43
Urlaubsgeld in Höhe von 129̂ ,98 DM» Der Kläger war damit 
nicht einverstanden« weil Arbeitsunfähigkeit und Urlaub 
einander ausschlössen» Im Verlaufe des Rechtsstreits 
hat die Beklagte erklärt^ daß sie die Krankheitszeit nicht 
auf den Urlaub anrechne und daher die gezahlte Urlaubsver­
gütung zurückfordereo Andererseits weigert sich die Beklagte,? 
dem Kläger für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit den Lohn 
fortzuzahlen»

Die Parteien sind an den zwischen dem Verband Württ»- 
Badischer Metallindustrieller e0V» und der Industriegewerk­
schaft Metall geschlossenen Manteltarifvertrag für Arbeiter 
der Metallindustrie in den Regierungsbezirken Nordwürttem­
berg- .und Nordbaden des Landes Baden-Württemberg (MTV) vom 
1o Dezember 196p gebunden» § 3 MTV enthält unter der Über­
schrift "Abweichende Arbeitszeit" u0a0 die folgendenRege- 
lungen1

"20 glng_vgrkürzte_ Arbeitszeit kann., wenn es die be­
triebliche rTVerhältnlsse”” er!ordern? mit Zustim­
mung des Betriebsrats für den Betrieb^ für Be­
triebsabteilungen oder Gruppen von Arbeitern 
eingeführt werden» Genehmigt' die Arbeitsbehörde 
bei Massenentlassungen nach § IJ des Kündigungs­
schutzgesetzes vom Io» August 1951 die Einführung 
von Kurzarbeit während der Sperrfrist (§ 16). so 
ist hierfür die Zustimmung des Betriebsrats nicht 
erforderlich»
Eine verkürzte Arbeitszeit kann erst nach einer 
Ankündigungsfrist von mindestens einer Woche 
zum Schluß der Kalenderwoche eingeführt werden»

3o Der Betrieb kann an Werktagen vor und nach ge­
setzlichen Feiertagen sowie aus besonderen An­
lässen mit Zustimmung des Betriebsrats ge­
schlossen werden» Die an diesen Tagen ausge­fallenen Arbeitsstunden können mit Zustimmung 
des Betriebsrats an den Werktagen von 5 zu­
sammenhängenden,, die Ausfalltage einschließen­
den Wochen vor- oder nachgearbeitet werden»Für diese Vor- und Nacharbeit besteht kein 
Anspruch auf Mehrarbeitszuschlag»"

Der Kläger ist der Ansicht,, daß ihm für die Zeit der 
Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Krankenlohn zustehe» Er / 
hält die Betriebsvereinbarung für unwirksam., weil sie durch 
die Vorschriften des Tarif-MTV nicht gedeckt sei» Er hat
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im vorliegenden Verfahren beantragt festzustellen., daß er 
die für die Zeit vom 210 Dezember bis 29« Dezember 197o 
von der Beklagten gezahlten Beträge zu Recht empfangen habe 
und daß daher insoweit ein Rücltzahlungsanspruch der Be­
klagten nicht besteheo

Die Beklagte hat beantragt., die Klage abzuweisen,, Sie 
hält die Betriebsvereinbarung mit § 3 Ziff0 3 MTV für verein­
bar und daher für rechtswirksam<>

Der Kläger ist mit der Feststellungsklage in beiden 
Vorinstanzen durchgedrungen^ im zweiten Rechtszug allerdings 
nur hinsichtlich derjenigen von der Beklagten gezahlten Be­
träge, die der Höhe nach dem Krankenlohn entsprechen

Das Landesarbeitsgericht sieht die Betriebsvereinbarung 
vom 17« November l97o für nichtig an; weil sie gegen § 3 
Ziffo 3 MTV verstoße und eine unzulässige Urlaubsregelung 
enthalteo Daher sei die Betriebsschließung zu Unrecht mit der 
Rechtsfolge erfolgt, daß die Beklagte gegenüber ihren Arbeit­
nehmern in Annahmeverzug geraten und verpflichtet sei, für die 
Dauer der Betriebsschließung die vereinbarte Arbeitsvergütung 
zu bezahleno Dies führe dazu, daß auch der Kläger für die 
Zeit der Arbeitsunfähigkeit den Anspruch auf Lohnfortzahlung 
nicht eingebüßt habe,,

Das Landesarbeitsgericht hat die Revision zugelassen0 
Mit diesem Rechtsmittel verfolgt die Beklagte das Ziel der 
völligen Klageabweisung weitere

Entscheidungsgründe
Die Revision führt zur Aufhebung des angefochtenen Ur­

teils c Auf der vom Landesarbeitsgericht angenommenen Rechts­
grundlage läßt sich d'er Klageanspruch - jedenfalls nach dern 
bisher vorliegenden Sachverhalt - nicht bejahen,,
lo Keine durchgreifenden Bedenken bestehen gegen das Fest­
stellungsinteresse des Klägers an der negativen Feststellungs­
klage 0 Der Senat schließt sich insoweit den Darlegungen des 
Landesarbeitsgerichts anQ
2. Das Landesarbeitsgericht irrt zunächst insoweit-, als es 
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(vglo I 2 b der Entscheidungsgründe) die Betriebsverein-. 
barung vom 17o November l97o wegen Verstoßes gegen § 3 
Ziffo 3 MTV für nichtig hälta Satz 1 dieser tariflichen 
Regelung läßt "die Schließung des Betriebes aus beson­
deren Anlässen" mit Zustimmung des Betriebsrates zu? er­
öffnet also damit im Sinne des § 59 BetrVG 1952 die Mög­
lichkeit zum Abschluß entsprechender Betriebsvereinbarungem 
Es ist zwar richtige daß die'genannte Tarifnorm in Satz 2 
an sich nur die Möglichkeiterwähnt^die während der Betriebs­
stillegung ausfallende Arbeitszeit mit Zustimmung des Be­
triebsrats vor- oder nacharbeiten zu lassem Damit wird 
aber keineswegs die auch ohne ausdrückliche tarifliche 
Regelung gegebene Möglichkeit verschlossen? in die Ausfall­
zeit den Erholungsurlaub der von der Schließung des Be­
triebes betroffenen Arbeitnehmer nach den dafür maßgeblichen 
urlaubsrechtlichen Vorschriften zu legem Daran ist zu­
nächst der einzelne Arbeiter nicht gehindert; er könnte den 
nach § 8 Ziffo lo Abs0 1 MTV vom Arbeitgeber zu berück­
sichtigenden Wunsch äußern,, während der Ausfallzeit in Er­
holungsurlaub zu gehem Ebenso könnte die Ausfallzeit mit 
allgemeinem Erholungsurlaub in Form von Betriebsferien ver­
bunden werden0 § 8 Ziff0 lo Abs0 2 MTV gestattet ausdrück­
lich die Einführung solcher Betriebsferien auf dem Wege der 
Betriebsvereinbarungo Nichts spricht dafür? daß § 3 Abs0 3 
MTV diese Befugnis der Betriebsorgane in irgendeiner Hin­
sicht einengen wollte0 Wäre die entgegengesetzte Ansicht 
des Landesarbeitsgerichts richtig.? so könnte im hier maß­
geblichen Tarifbereich in eine Ausfallzeit zwischen 
Weihnachten und Neujahr niemals restlicher Erholungsurlaub 
gelegt werden? obwohl angesichts des bevorstehenden Jahres­
endes Anlaß besteht? restlichen Urlaub alsbald abzuwickelm 
Dies ist weder vom Rechtsstandpunkt aus zu rechtfertigen 
noch läßt es sich mit den Erfordernissen des Arbeitslebens 
vereinbareno

Rechtlich ausgeschlossen ist es? in der Verbindung 
einer vorübergehenden Betriebsstillegung mit Erholungsur­
laub eine unzulässige Abgeltung des Urlaubs zu erblicken? 
wie dies das Landesarbeitsgericht unter I 3 d der Ent-
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scheidungsgründe annimmt« Immer dann., wenn der Urlaubs-' 
terrain entsprechend den Urlaubs- und betriebsverfassungs- 
rechtlichen Vorschriften festgelegt wird, wird der Ur­
laubsanspruch in der Gestalt der Freizeitgewährung ge­
hörig erfüllt; ist das aber der Fall, so kommt der Ge­
sichtspunkt der Abgeltung aus Rechtsgründen nicht in 
Betracht»
3« Der Senat stimmt dem Landesarbeitsgericht im Grund­
satz zu, daß ein gesetzlicher oder tariflicher Urlaubs­
anspruch vor Beginn des jeweiligen Urlaubsjahres nicht 
rechtswirksam erfüllt werden kann (kein sog0 "Urlaub im 
Vorgriff")] denn dies wäre mit der Bindung des Urlaubs 
an das jeweilige Urlaubsjahr, die in den Grundsatzvor­
schriften des Bundesurlaubsgesetzes (§1) ausgesprochen 
ist, unvereinbare Es bestehen daher, 'wie das Landesar­
beitsgericht zu Recht annimmt, ernste Bedenken gegen die 
urlaubsrechtliche Vorgriffsregelung der Betriebsverein­
barung vom 17° November 197o«

Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts läßt 
sich daraus jedoch nicht die Rechtsfolge der Nichtigkeit 
der gesamten Betriebsvereinbarung mit dem Ergebnis her- 
leiten, daß es danach an einer Rechtsgrundlage für die 
Betriebsstillegung fehlte« Die-berührten urlaubsrecht­
lichen Belange bleiben hinreichend gewahrt, wenn die 
vorgriffsweise Urlaubsgewährung im Einzelfall als un­
wirksam angesehen wird« Die betroffenen Arbeiter konnten 
dann im folgenden Jahr den vorgriffsweise gewährten Ur­
laub gleichwohl fordern, ohne mit Rücksicht auf § 817 
Satz 2 BGB zur Rückgewähr des Urlaubsentgelts verpflichtet 
zu sein« Damit blieben sie auch im Falle der Rechtswirk­
samkeit der Betriebsstillegung im Ergebnis von einem Lohn­
ausfall bewahrt, den zu vermeiden -insoweit ist dem Lan­
desarbeitsgerichts voll zuzustimmen- sicher das Ziel des 
Betriebsrats beim Abschluß der Betriebsvereinbarung war« 
Auch behält die aus Gründen der Auftragslage an sich ge­
botene zeitweilige Betriebsschließung ihren Wirtschaft-
- 7 -
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liehen Sinn., wenn lediglich die vorgriffsweise Urlaubsge­
währung im Einselfall als rechtsunwirksam angesehen wird»
40 Nicht gefolgt werden kann dem Landesarbeitsgerichts 
wenn es in der Urlaubsregelung der Betriebsvereinbarung 
eine "höchst ungerechte" Differenzierung zwischen solchen 
Arbeitern erblickt, die im Zeitpunkt der Betriebsschließung 
noch über Resturlaub verfügten und solchen? die ihren Urlaub 
bereits verbraucht hatten» Es erscheint durch sachlichen 
Zwang geboten,, jedem Arbeitnehmer.,, der noch Resturlaub hat,, 
die Möglichkeit zu geben,, mit diesem Resturlaub die Zeit 
einer aus wirtschaftlichen Gründen notwendigen zeitweiligen 
Betriebsruhe zu Überdrücken» Die gegenteilige Ansicht des 
Landesarbeitsgerichts würde dem für das laufende Urlaubsjahr 
noch urlaubsberechtigtem Arbeitnehmer diese Möglichkeit 
praktisch versperren» Dies läßt sich hier umso weniger recht- 
fertigen? als die Betriebsschließung zum Jahresende erfolgte? 
zu einem Zeitpunkt also.? als es aus urlaubsrechtlichen Grün­
den notwendig ivar? vorhandenen Resturlaub abzuwickeln0
5» Nach den vorstehenden Darlegungen ist in. der Revisions­
instanz davon auszugehen., daß der Betrieb der Beklagten in 
der Zeit vom 19« Dezember 197o bis zum 4» Januar 1971 rechts­
wirksam stillgelegt worden ist» Der für den Lohnfortzahlungs­
anspruch erforderliche alleinige ursächliche Zusammenhang 
zwischen Arbeitsunfähigkeit und Ausfall der Arbeitsleistung 
läßt sich also nicht damit begründen? daß die Betriebsstille­
gung während der Zeit der Arbeitsunfähigkeit des Klägers aus 
rechtlichen Gründen für unbeachtlich erklärt wird»

Zu prüfen bleibt allerdings, ob der ursächliche Zu­
sammenhang auch dann gewahrt bleibt, wenn man von der Rechts- 
Wirksamkeit der Betriebsvereinbarung vom 17° November 197o 
ausgeht» Eine solche Prüfung ist revisionsrechtlich er­
forderlich,? da nach § 56p ZPO die Revision zurückzuweisen 
ist? wenn die Entscheidungsgründe des Berufungsurteils zwar 
das Gesetz verletzen? die Entscheidung sich aber aus anderen 
Gründen als richtig erweist»
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Das Landesarbeitsgericht sieht den wesentlichen In­
halt der Betriebsvereinbarung in einer "Urlaubsregelung"„ 
Falls eine solche anzunehmen wäre, kann sie, da über den 
Inhalt des Urlaubsanspruchs nichts bestimmt ist; nur da­
rin bestehen, daß die Betriebsvereinbarung den Urlaubszeit­
punkt für alle betroffenen Betriebsangehörigen einheitlich 
festlegt., mit- anderen Worten also einheitliche Betriebsferien 
einführt; dies wäre rechtlich unbedenklich zulässig (vgl0 
oben Ziff» 2)0 In einem solchen Falle wäre in rechtlicher 
Hinsicht die Einführung von allgemeinen Betriebsferien über­
haupt erst die eigentliche Ursache der Betriebsschließung; 
die wirtschaftlichen Schwierigkeiten des Betriebes erschienen 
rechtlich lediglich als Anlaß für die allgemeine Gewährung 
von Erholungsurlaub in Gestalt von Betriebsferien^ Durch­
greifende rechtliche Bedenken gegen den Bestand der gesamten 
Betriebsferienregelung ließen sich auch nicht daraus her­
leiten., daß sie für bestimmte Fälle Vorgriffsurlaub vorsieht; 
es genügt, wenn, wie dargelegt, im Einzelfall die vorgriffs­
weise Urlaubsgewährung als unwirksam behandelt wird0

Für den Lohnfortzahlungsanspruch des Klägers hätte es 
weitreichende, vom Landesarbeitsgericht offenbar nicht er­
kannte Folgen, wenn die Betriebsvereinbarung als Betriebs­
urlaubsregelung anzusehen wäre0 Denn zugunsten der in Er-/dieholungsurlaub befindlichen Arbeitnehmer gilt/- im allgemeinen 
auch auf Tarifurlaub anwendbare - Vorschrift des § 9 BUrlG; 
danach wird die Zeit der Arbeitsunfähigkeit auf den Urlaub 
nicht angerechnet, vielmehr ist der Urlaub später nachzuge­
währen o Während der Zeit der Arbeitsunfähigkeit ist unter 
den Regelvoraussetzungen der jeweiligen LohnfOrtzahlungs­
regelungen der Arbeitslohn fortzuzahlen0 Dies alles gilt 
auch dann, wenn der Urlaub in.Gestalt allgemeiner Betriebs­
ferien gewährt wird (Schelp, Der Betrieb 1962, Sc 7o9)°
Es ist in diesem Falle rechtlich ausgeschlossen, dem Lohn­
fort Zahlungsanspruch von Arbeitnehmern, die während des Be­
triebsurlaubs arbeitsunfähig werd'en, die allgemeine Betriebs­
ruhe auf Grund der Betriebsferien als die entscheidende Ur­
sache für den Lohnausfall entgegenzuhalten„ Denn dadurch /,//
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würde der Sinn, des § 9 BUrlG ausgehöhlt werden,,
Es spricht im vorliegenden Fall viel dafür., daß die 

Betriebsvereinbarung in Wahrheit allgemeine Betriebsferien 
eingeführt hat und dies im rechtlichen Sinne der ent­
scheidende Grund für die Betriebsruhe in der Zeit ab 
19o Dezember 197o gewesen ist. Denn dies war, wenn nicht 
Kurzarbeit mit der Möglichkeit der Inanspruchnahme von 
Kurzarbeitergeld gewollt war (vgl0 § 9 Ziff„ 2 MTV), die 
einzige Möglichkeit, Lohnausfälle für die betroffenen Ar^ 
beitnehmer zu vermeiden„ Bisher ist aber nicht erkennbar, 
daß die Einführung echter Kurzarbeit gewollt war. Auch die 
Beklagte verteidigt die Rechtsgültigkeit der Betriebsver­
einbarung nicht mit dem Hinweis auf § 9 Ziff» 2 MTV0 Aller­
dings läßt sich die Frage, ob die Betriebsvereinbarung all­
gemeinen Betriebsurlaub eingeführt hat, nachdem vorliegen­
den Sachstand nicht mit letzter Sicherheit klären» Daher 
kann nicht abschließend beurteilt werden, ob dem Kläger 
der strittige Lohnfortzahlungsanspruch auch dann zusteht, 
wenn die Betriebsvereinbarung als rechtswirksam angesehen 
wird„
60 Demnach war das angefochtene Urteil aufzuheben, so­
weit es mit der Revision angefochten ist» Zugleich war die 
Sache an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen0 Der 
Senat hält es für zweckmäßig, zunächst dem Tatrichter die 
Entscheidung über die nach den Ausführungen zu 5) ent­
scheidungserhebliche Frage zu überlassen, ob die Betriebs­
vereinbarung sachlich Betriebsurlaub eingeführt hat» Es 
erscheint naheliegend, zu dieser Frage auch den Betriebsrat 
selbst zu hören; dies geschieht zweckmäßigerweise durch 
den Tatrichter»

Für die erneute Entscheidung weist der Senat das 
Berufungsgericht auf eine Unstimmigkeit in der bisherigen 
Urteilsformel hin» Soweit das Landesarbeitsgericht unter 
Ziff» 1 der Formel einen Rückzahlungsanspruch der Beklagten 
bejaht, hat es sachlich die negative Feststellungsklage 
abgewieseno Es ist dann nicht richtig, in Ziff„ 2 der
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Formel auszusprecheru daß auch "Im übrigen" die Klage als 
unbegründet zurückgewiesen wirdQ "im übrigen" hat die ne­
gative Feststellungsklage vielmehr Erfolg; dies muß in der 
Urteilsformel selbst auch zum Ausdruck gelangen*, Es ge­
nügt nichts wenn der Entscheidungswille des Urteils erst 
aus den Gründen zu erkennen ist«,

gez0 Drc Schröder Bichler Siara

Keller E c Schleinkofer
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